
N e u n t e r  A b s c h n i t t

StPO

Verfahren bei Einspruch gegen eine Entscheidung eines 
gesellschaftlichen Organs der Rechtspflege

§ 276
Zulässigkeit des Einspruchs

(1) Gegen die Entscheidung eines gesellschaftlichen Organs der Rechts­
pflege kann der Betroffene innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung 
beim Kreisgericht Einspruch schriftlich einlegen oder zu Protokoll der 
Rechtsantragsstelle erklären.

(2) Für die Entscheidung über den Einspruch ist das Kreisgericht zu­
ständig, in dessen Bereich sich das gesellschaftliche Organ der Rechts­
pflege befindet.

(3) Der Staatsanwalt des Kreises, in dessen Bereich sich das gesellschaft­
liche Organ der Rechtspflege befindet, kann gegen jede Entscheidung des 
gesellschaftlichen Organs der Rechtspflege innerhalb von drei Monaten 
Einspruch beim zuständigen Kreisgericht einlegen, wenn die Entschei­
dung oder einzelne Verpflichtungen nicht dem Gesetz entsprechen.

(4) Der Einspruch kann bis zum Ende der Schlußvorträge in der münd­
lichen Verhandlung zurückgenommen werden.

§ 277 
Entscheidung

(1) Das Kreisgericht entscheidet über den Einspruch gegen die Entschei­
dung eines gesellschaftlichen Organs der Rechtspflege durch Beschluß. Es 
kann vor seiner Entscheidung eine mündliche Verhandlung durchführen 
und den Betroffenen zu seinem Einspruch hören. Weiterhin kann es eine 
Stellungnahme des gesellschaftlichen Organs der Rechtspflege beiziehen, 
den Vorsitzenden oder andere Mitglieder dieses Rechtspflegeorgans und 
andere Bürger zur mündlichen Verhandlung laden, soweit dies zu seiner 
Entscheidung erforderlich ist.

(2) Das Kreisgericht kann die Entscheidung eines gesellschaftlichen 
Organs der Rechtspflege aufheben und die Sache mit entsprechenden 
Empfehlungen zur erneuten Beratung und Entscheidung an dieses zurück­
geben oder den Einspruch, wenn er unbegründet ist, zurückweisen.

(3) Das Kreisgericht kann von einer Rückgabe der Sache an das gesell­
schaftliche Organ der Rechtspflege absehen und selbst endgültig entschei­
den, wenn feststeht, daß der Betroffene nicht verantwortlich ist oder 
wenn nur noch über die Wiedergutmachung eines Schadens oder über die 
Herabsetzung einer Geldbuße zu entscheiden ist. Im Falle einer Beleidi­
gung, Verleumdung oder eines Hausfriedensbruches oder bei Schadens­
ersatzansprüchen kann eine gütliche Einigung erfolgen.

(4) Gegen die Entscheidung des Kreisgerichts über den Einspruch ist 
kein Rechtsmittel gegeben.
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